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PRÄSIDE~ENKONFERENZ 
DER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN 
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Parlament 
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.................................. ,.......... '& ...... " ..... 1. 
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.. -'----'~, äm 16.9.1993 

Ihr Zeichen/Schreiben vom: 

Betrerr: Entwurr einer NoveLLe zum 
Vermessungsgesetz. 

Unser Zeichen: 
R-793/R 

Durchwahl: 
515 

reichs libermitteLt in der Anlage 25 txpmpLare itwer 5teL­

Lungnahme ZIJ dem im Betrerr yenrlnnten FntwlJl'r. 

FUr den GeneraLsekretdr: 

25 BeiLagen 
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/ 
PRÄSIDENTENKONFERENZ 
DER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN 
ÖSTERREICHS 

Rn das 
Bundesministerium für wirt­
schaftliche Rngelegenheiten 

Landstr. Hauptstr. 55-51 
1031 Wien 

Wien, am 15.9.1993 

Ihr Zeichen/5chreiben vom: 
96239/1-IX/6/93 12.1.1993 

Betreff: Entwurf einer NoveLLe zum 
(Jermessungsgesetz. 

Unser Zeichen: 
R-793/R 

Durchwahl : 
515 

Die Präsirientenkonferenz der Landwirtschat-t':ikammern iJster--

reichs beehrt sich, clem Bundesministerium für wirtschaft­

Liche RngeLegenheiten zu dem im Betreff genannten Entwurf 

foLgende SteLLungnahme bekanntzugeben: 

Zu RrtikeL I (Jermessungsgesetz): 

RLLgemeines: 

Es wircl befürchtet, daß durch die Novel le zum (Jermessungs­

gese tz (aber auch zur (Jermes':;ungsverordl7ung) 

* der Personal- und Sachaufwand bei den (Jermessungen erheb­

Lich erhöht wird unri rJamit die öffentlichen {jnd privaten 

Haushalte zusätzLich belastet werden und 
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'* durch I(os {ens {ei gerungen und ert,öh ten i.Jerwal t ungs8u rwanc/ 

/Jei Eigentum';Dbertragungl':n in vif-3len FäLIJ:n aut- IJrul7ti­

buchsherstellungen verzichtet bzw. nach Bauvorhaben die 

[]rundbuchsorelnung nicht wieder hergestel l t wrJrtie
J 

was 

eine gewisse Rechtsunsicherheit erg~be. 

Folgende lJesetzessteLlen im i.JermlJ. tragen fl.a. zur i.Jerur­

sachung der l1ehrkosten bei: 

§ 4, § 6, § 25, § 26 J § 35 J § 39, § 41, § 46, § 47
J 

§ 48
J 

§ 52. 

Positiv wird die i.Jerprlichtung der planlichen Darstellung 

eier aur räumL i ChE: Grenzen beschränk ten Di ens tbarkei ten nach 

§ 8 i.JermG. vermerkt, was eine Entlastung in eier BenDtzung 

bzw. Verwertbarkei { tier Restrläcl7en riir die IJruntieigentiimer 

bewirkt. 

Durch die Rnlage eines BOdeninrormationssystems wirc/ ein 

raumbezogene "i , rl. ächendeckentfes Da tr?f1l7e tz gescl7arren
j 

wel.-. 

ches eine Dokumentation eier Verh~ltnisse von Grunc/ und 

Boden darsteLLen. Ein Zflgrirr zu diesem Datf-3nl7l:.~t~ durch 

die Landwirtschartskammern w~re wiinschenswert. 

Zu einzelnen Bestimmungen: 

Zu Z 1 (§ 10 - Nutzungsarten): 

Das unter Rbs. 1 Z 5 angeriihrte "Brachland" ist zu strei­

chen, da es sich um keine flauptnlltzllngsart sondern um eine 

C;ulJnutzung der Lawlwirtschat-tl. ich !...Jf:nutzten FI.ßcl7e hanti/-.!L t. 
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Die vorge5chLageru? DpTinition rfie':ier Nllt71lnqsarf schl ieBt 

auch die geTörclerten Grünbrache TL äclJen mi t ein. Bei diesen 

ist während pi ne5 bes t immten, tiurc:h rfi P Förderllngsr i c-h t L i­

nien vorgeschriebenen Zeitraumes keine Nutzung mögLich, sie 

gelten aber weiterhin als RckerTLächen und können nach 

RblauT des durch die Förderungsrichtlinien vorgeschriebenen 

Nutzungsverzichte5 wieder als solche genutzt werden. Damit 

würde ein erheblicher jährlicher RevisionsaUTwand eintreten. 

Rbs.1 Z 6 sieht die Nutzungsart "WaldTLäche" vor. § 1D 

Rbs.2 Z 1 enthäLt eine darauT bezogene~ gesetzliche DeTini­

tion "GrllntiTlächen, die mit HoLzgewächsen bestockt sind". 

Korrekt wäre einzuTügen . mit Holzgewächsen, ausgenommen 

Wei ns töcke, bes tock t sind "J wei L allch Weins UJcke Hol zge­

wächse sind. Im übrigen ist cliese fleTinition sehr weit ge­

zogen J wei l "HoL zgewächse ".; al so verhol zende PTl Rnzen J wei t 

über die im Anhang zum Forstgesetz genannten hinausreichen 

und eine '50 verstRndene Nutzungsart "WRldTläcl7e" weit Ober 

den TorstrechtLichen WaldbegriTT hinausgeht
J 

was die 

RnknOpTung in§ 3 ForstG probl.ematisch macht, den FLächen­

unterschied zwischen vermessungsrechtlicher und Torst­

rechtlicher Wal.dTläche stark erhöht und den TorstLichen 

Russagewer t des vermes.'::iungs techni schen Bo(/eni nf-orma ti onssy­

stl?m5 stRrk mindert. 

§ 15 Z B des Entwurf-es einer Novelle zur Vermessungsverord­

nung 5etzt 5ic17 mit dieser weiten Dpf-inition in5tJweit in 

Widerspruch.; als "WaLdTläche" dort als "TorstwirtschaTtLiche 

NuL~Tläche" (im Gegen'iatz zu Z 21 dtilRnd") dPTiniert ist; 

also ein betriebswirtsctJartliches Kriterium einschränkend 

hinzflgeOjgt wird, lind von Cl7ristlJaumklll. turen] Fur5tsamen­

plantagen und Forstgärten nur die aur "Waldboden" (orTenbar 
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im rorstrechtLichen 5inn) angeLegten zur "WaLelrLäche" gehö­

ren 50L {en. Durch die Ein·.:;chrÄnkllng rillr /Jes·tockte FlÄchen 

s-cheiden bei den Derinitionen Forststraßen, Lagerplätze usw. 

(die t-orstrechtL ich bei örtlichem um) rorstbetrielJL zchem 

Zusammenhang mit bestocktem WaLdboelen ebenraLLs aLs WaLelbo­

den geL ten) aU5 der Nut~?UngRr t "WRL lit-L Äche" RU5. 

WeiL der einschränkende DerinitionsvorschLag in § 15 Z Ei 

VermV liem rarstreehtL iehen WaLdbegrirt- nähersteht, soL L tf? 

die wei te Derini tion des Begri rres "WaLäTl äChe" aus § 10 

Rbs.2 Z 1 des Entwurres der VermG-NoveLLe gestrichen werden. 

über den Entwurf' hinaus wird noch elie Rurnahme roLgender 

(Landwirtsehaf'tLieher) Nutzungsarten beantragt: 

DbstanLagen 

HoprenanLagen 

Christbaumkulturen 

EnergiehaLzf'Lächen 

fliese Nutzungen sind von Längjähriger Dauer, in der Natur 

prägende ELemente und mit einigen rechtlichen Konse'luen7en 

verbunden. Die Einrilhrung dieser Nutzungsarten wilrde eine 

Verwal tungsverei nrachung be I1r'! 11 ten. 

Zu 2 52 (§ 41 - GrenzreststeLLunq): 

Gegen l1i e Rbsi eh t J das geri c:17 t l i che (Jer rahren zllr Erneuerung 

und Berichtigung eier Grenzen (§§ 850 - 853a REGB) zugunsten 

lier in§ 41 varge5ehenen verme55Ullg';'-!Jetlljrtfl iehen Grenz.­

reststellung entraLLen zu Lassen, wirel kein Einwand erhoben, 

wenn - wie vorgesehen - die Kl.a!]e /Jei Gericht zlJlässig 
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01. e i b t. Dem vermes 'iungslJel7lJrdL i ehen (Jer rRhren S' i nti - elJen'ilJ 

wie dem gerichtlichen - die Kriterien des Privatrechtes 

zlJgrundezuL egen. Ni t t.fi eser Fortil?rllny steh tl/er r/ir Rb<;; . .? 

vorgeschlagene Wortlaut in Widerspruch, wonach elie tJehörd­

Li che Grenz res ts tel I. ung zunächs t nach vIJrhandenen Pl änen" 

darunter dem Grundsteuerkataster., vorzunehmen sei und eine 

Grenzreststellung nach dem letzten ruhigen Besitzstand 

nur in Betracht komme J ralls der Grenzverlaur nicht aus 

den Behelren (z.8. Grunds telierkAtAs tf?r) reststel.lbRr ist. 

Tatsächlich weichen die privatrechtLich zu Recht bestehenden 

Grunds tiicksgrenzen häurig vIJn jenen ab.! tii e si ch bei iJber­

tragung des Grundsteuerkatasters in die Natur ergeben. 

Dies ist teils in FehLern des Grllndstr?uerkatasters
J 

teils 

in inzwischen - ohne Berilcksichtigung im Kataster - vor­

genomml?nen (Jerei nbarungen oder vIJl 1.I?ntfe ten Ers i t ,?ungen 

begrilndet. Vor allem der teilweisen Fehlerhartigkeit des 

Grunds teuerka tas ters wegen i 'j t tii ein Rb<; . .2 vIJryesehene 

Regelung abzulehnen und es muß der Beweis einer Vereinbarung 

der GrundeigentOmer oder einer VIJl I. ef71ieten t:rs i tzung VIJrrang 

vor einer vermessungs technischen Ubertragung mdglicherweise 

rehl erharter PI. anl/nterl. agen in tfi e Na tur haben. 

Die Feststellung der Grenze soll weiterhin in erster Linie 

nAch dem letzten ruhigen Besitzstanti errIJI.gen. Die'i ist 

deshalb sinnvoll., weil sich der Letzte ruhige Besitzstand 

inden mei s ten Fäl I. en IJhnr?hi n aus inder NR tllr vIJrhandenen 

Gegebenheiten (Wasserlaur J Gras
J 

Raumreihe
J 

Zaun
J 

5tein­

oder ErdWAl l ete.) ermi t tel. n l a5 5en wi rd. Nllr I/Rnn" wenn 

sich der letzte ruhige Besitzstand nicht reststellen läßt.' 

5ull. dAher die Grenzre<;;tstf?LI.l/ng wie f1Rch lJisheriger 

Rechtslage nach billigem Ermessen unter fleranziehung der 

BeheL re er rIJI. gen. 
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.§ 41 Rbs.2 5ulLte daher etwi'J wie rol.yt L'j1Jten: "Die r;reru~­

t-eststellung hat nach dem Letzten rutl.igen Besitzstand zu 

errolgen. LAßt sich dieser nicht reststellen
J 

so errulgt 

die Grenzreststellung nach billigem Ermessen. Die wichtig­

s ten Behel re r/ir die Grenz res t s tel l ung si nd der I;rund­

steuerkataster .• Plane und andere Behelre sowie die Nie­

derschrirten gemäß § 26 Rbs.2. " 

Von besonderer Bedeutung erscheint die Feststellung strit­

tiger Grenzen in erster Linff? nach dem letzten ruhigen 

Besitzstand z.B. rür das Bundesland Tirol deshalb, da in 

einigen Fäll.en ,?wischl'?n Rgrargemefnscharten und den dster­

reichischen Bundesrorsten Grenzstreitigkeiten im Bereich 

der Vegetationsgrenze bestehen. Die dBF berlJren sich rOr 

die Feststellung der strittigen Grenze aur den Grundsteuer­

kßtaster J dfe Rgrargemeinscharten aur die se.i t vielen Jahr­

zehnten ausgeübte Beweidung der strittigen Flächen
J 

sohin 

aur den letzten ruhigen Besitzstand. 

Zur Klarstellung J daß die Klage bei Gericht auch vor und 

wAhrend eines vermessungsbehbrdlichen Grenzreststellungs­

verrahrens erhoben werden kann J wird vorgeschlagen..' § 41 

Rbs.6 wie rolgt zu rormul feren: 

"( 6 ) Den Ei gen tiimern bl ei bt es vorbehal ten. auch während 

des Grenz res t s tel l ungs ver t-ahrens und spä tes tens i nne,-hal b 

von B Wochen nach dessen rechtskrärtigeer Beendigung ihr 

besseres Recht im Prozeßweg geltend ZII machen. Wird das 

Gericht während des Grenzreststellungsverrahrens angeruren
J 

wird das Verrßhren lJis zur rechts-krärtiyen F.ntscheidlJny 

des Gerichtes unterbrochen; wird es nach recfltskrärtiger 

Beendigung des Grenzres ts tel. l Ilngsver rahrens ßngerllt-en./ 
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tri t t die En t schei dung der Verme'=;sungstJehörde allBer Kra rt. " 

Zu Z 55 (§ 43 Rbs.4): 

VermessungsbeFugte sind nach § 1 Rbs. 1 Z 1 LiegenschaFts­

teilungsgesetz u.a. auch Ingenieurkonsulenten rOr Vermes­

sungswesen. Wenn dieser Personenkreis die in der genannten 

Bestimmung lies EntwlJrFes vorgesehenen Grenzvermessungen 

vorzunehmen berechtigt ist" hat eine GrenzverhancJlung 

stattzuFinden, auF riie die verFahrensrechtl ichen VCJrschriF­

ten der §§ 40 - 44 RVG 1991 zur Rnwendung gelangen. 

Diese Regelung ersc/1eint aber insowei t bedenkl ich, al s df'!n 

Ingenieurkonsulenten Für Vermessungswesen damit quasi tJe­

h6rdliche BeFugnisse OtJertragen werden" ohne daB das Ver­

Fahren über die Grenzverhandlung bzw. Vermessung in einer 

dementsprechenden Entscheidung ihren Niederschlag rindet. 

Darüber hinaus ist auch zu bedenken
J 

daß Ingenieurkonsulen­

ten f"iir Vermessungswesen mi t den an!]e FOhr ten Be 'i t immllngen 

des RVG bislang nicht beFaßt waren, weshalb äie Wahrnehmung 

di eser Res t immungen durch den lJetreFt-enden Persol7enkre i s 

als nicht unproblematisch bezeichnet weräen kann. Dieser 

Grundsatz muß liberal. l dort gel_ ten
J 

WCJ von Privatpersonen 

ansonst nur von Beh6rden zu beachtende VorschriFten anzu­

wenden sind. 

Zu Z 63 (§ 41 - Vermessunqsqebühren): 

Rbs.1 sieht eine Verordnungserm~chtigung zur Festsetzung 

von besonderen Verwaltungsabgaben J unter ancJerem aucll gem~ß 

Rbs.2 Z 1 Für GrenzFeststellungen gem~ß § 41" vor. OFFen 
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fJ/J3ifJt aLLerdings .. von wem die lJefJijhr in einem IJrenxrest­

stellungsverrahren zu entrichten ist. Die aLlgemeine ko-

s tenregeL ung 11es R(JlJ j wonach grundsä t xL ich Iier Rn trage; tf:>/. LI?, 

die kosten zu tragen hat, erscheint in diesem Zusammenhang 

unfJerri edigend. 

Die Präsidentenkonrerenz der Landwirtschartskammern spricht 

sich daher rUr eine eigene kostenersatzregeLung rUr Grenz­

reststellungsverrahren gemäß § 41 nach dem (Jerursacherprin­

zip aus. Eine solche RegeLung könnte nach dem (JorfJild des 

§ 853 RBGB errolgen. 

Zu Z 71 (§ 52 Rbs. 1 Z 2,3 und 4): 

Das in Z 3 normierte (Jerbot der (Jereinigung von im Grund­

steuerkataster enthaLtenen IJrundstOcken mit jenen des 

Grenzkatasters entspricht der geltenden (Jorschrirt des § 42 

Z 4. 

Dieser Regelung widerspricht allerdings die Feststellung 

in den Erläuterungen (Seite 15)J wonach in einzeLne!7 Ru~nah­

merällen ganze GrundstOcke des Grenzkatasters GrundstiJcken 

des Grundsteuerkatasters zugeschriefJen werden können. 

Zu Rrtikel II (LieQenschartsteilunqsqesetz): 

Zu Z B (§ 17 Rbs. 1 und 2); 

J]i eWer t grenze der von jedem ei nZE.'l nen GrundtJuchskörper 

abzuschreifJenden Trennstticke wird von Cj 50.000
j
-- aur 

S 70.000,. - _. angehoben. BegriJncle t wird di ese f1aßnahme mi t 
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der Inde.>cs tei qerung lind elen erhöh ten Hoelenprei sen. Di eSI? 

Argumentation schl/igt aber keineswegs ffurch
J 

da ehe gel tende 

Wertgrenze von .ci 50.000.,-- erst elurch elie erweiterte Wert­

grenzennoveL I.e 1989 eingeFÜhrt wurde lind sei ther werfer rler 

Index noch die Bodenpreise im angegebenen Ausmaß angestiegen 

sind. Es kann daher kei-neswegs mi t rfem Argument operiert 

werden, daß seit der letzten Werterhöhung im jahre 19a9 

auF 5 50.fJDfJ J -- eine Anhebung um 4fJ %- al.s gerechtFertigt 

anzusehen ist. AnLäßLich eier letzten Novellierungen des 

LiegenschHFtsteilungsgesetzes wurde stets die BegrOndung 

der Indexsteigerung und der erhöhten Bodenpreise herangezo­

gen./ ohne daß dieses Vorhaben in nacl7vol L z i eh/Jarer We i se 

eine dementsprechende BegrOndung erFahren hat. Von dieser 

Vorgangsweise soL l te in HinkunFt ern/gOL tig abgegangen werden 

und eine Änderung der Wertgrenze im Falle einer tatsächLich 

nachgewiesenen BOdenpreissteigerung ins Auge geFaßt werden. 

Ansonsten besteht nämlich die GeFahr
J 

daß elie Abschreibung 

zu den in§ 15 des LiegenSChaFtsteilungsgesetzes angeFühr­

ten Voraussetzungen Fl ächenmä/3ig immer größere Trenns tiicke 

erFa/3t J woFOr gegenwärtig die Ein/.eitllng de5 in FrHge kom­

menden EnteigungsvE!rFahrens erForderl ich wäre. 

Zu Artikel III (§ 12 Abs.2 - Grundbuchsqesetz): 

Nach Ansicht der PräsidentenkonFerenz der LandwirtschaFts­

kammern ist die geltende Regl':'Lung des § 12 Abs.2,. wonach 

auF bestimmte räumliche Grenzen beschränkte Dienstbarkeiten 

FOr ei ne VerbOcherlIng genau beze i c/7ne t werften mii"i <jen., allS­

reichend und eine darOber hinausgehende generelle VerpFlich­

tung, von e.inem Vermessungsbl?t"ugten verFa/3te PLRne vor­

zuLegen/ nicht notwendig. In vielen FälLen können Dienst­

barke i ten an Hand Fixer Flnhal. t spunk te inder Na tur im 5fo>r-
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vitlltsvertrag IJzw. mit einer in 11if.:!sf3m (h:!rtrrig integrierten, 

von den Parteien seLbst verFaßten, Skizze auch ohne Rei­

ziehung e.i nes Verme., 5 ungs/Je Fug t en riusre i c/1end tle t ermi ni er t 

werden. Die mit der vorgesehenen RegeLung verbundene Ver­

teuerung der Eintragung von Wegerechten in tfas rirundIJllch 

k6nnte außerdem dazu FUhren/ daß Dienstbarkeitsvertr~ge 

vermehrt nicht mehr ver/JiJchert wertfen
J 

was im Interesse 

der Rechtssicherheit nicht wUnschenswert ist. Die Entschei­

dung., ob die Einmessung einer Dienstbarkeit durch einen 

VemessungsbeFugten notwendig ist/ sollte den Parteien iiber­

Lassen werden. 

Zu Rrtikel IV (RLlgemeines bUrgerLiches GesetZbuch): 

Tm HinbLick auF die durch .9 41 de5 Entwurf'es vorgesehene 

Neuregelung soL len die Bestimmungen der §§ 850 - 853a RB[iB 

ent FaL /. en. Ge/1 t man drivon aus J daß .9 fiSO RBGB sowohl. I/i e 

Grenzberichtigung aLs auch die Grenzerneuerung zum Gegen-

5tand hat/ dann er5cheint der in Russicht genommene EntFrill 

der zivi L rechtl i chen Bes t immungen aL s i nkons'eqllen t. § 4., 
des EntwurFes einer Nove/.l.e /'um Verme<:>sungsgsetz t'ibl?rnimmt 

ledigLich das VerFahren zur FeststeLlung streitiger Grenzen 

aus dem RBGB~ trit'Ft jedoch keine RegeLung Fijr die ebenFalls 

in dieser RechtsvorschriFt geregeLte Grenzerneuerllng. Von 

einer solchen "pricht man drinn/ wenn die Grenze zwischen 

zwei unmi t teL har anei nanders toßenelen Grunds t iicken, deren 

VerLauF unbestritten Fe5tstelJt~ neu vermarkt wird, weil 

di e bisher bes tanclenen {irenzzei chen elurch was immer Fiir 

IJm5t~nde so ver/.etzt worden sind/ rfaB sie unkenntl ich Wf?r .. 

den k6nnten oder weil sie unkenntlich geworden sind (§ 850 

Sritz 1 RBGB J f1auLtaschL-5c/JIJfJPich-5trigel: Rechtslexikon
j 

Handbuch des Österr. Rechts FUr diE/ Praxis). Der maßqebLi-
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ehe Un tersehi ed zw'i sehen Grenzberi eh ti gung unä Grenzer'neue­

rung bes t eh t S 0177 i t dar in., tia/3 eine IJrenz ber ich t i gung nf/r 

dann vorzunehmen ist., wenn ein GrenzverLaur strittig oder 

zweirel.hart ist., hingegen ist der VerL'1ur tier IJrenze .im 

Falle der Grenzerneuerung unbestritten. 

Wenn somi t .9 41 ries EntwIJrres einer Novel le ,?um Vermes.­

sungsgesetz das Grenzberiehtigungsverrahren zum Gegenstand 

hat und durch Art.ikel IV die dementsprechenden zivilrecht­

liehen Bestimmungen zu entraLLen haben, dann würäe in Hin­

kunrt weder im Vermessungsge5etz noch im ABGB e.ine rtJr die 

Grenzerneuerung geltende Regelung mehr bestehen. Daher 

wi:ire es verrehl t.> die Vorschri rten der §fi ß50 - 853a 

ersatzlos zu streichen. Vielmehr miißten die aur die Grenz­

erneuerung Bezug habenden zivi l rech t I. i ellen Bes t immung 

weiterhin in Geltung bleiben. 

Das Präsidium äes Nationalrates wird von dieser Stellung­

nahme durch iJber5enduf7g von 25 AbzOgen in Kenntnis gesetzt. 

Der Präsiden t : 

gez. Schwarzbliot 
Der Generalsekretär: 

gez. i. V. Dipl. Ing. Sfrasser 
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